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1. Auftrag

Am 6. April 1999 erteilte das BUWAL der Unterzeichnenden den Aufirag, in einem Rechts
gutachten Grundlagen für die Anordnung verscharfter Emissionsbegrenzungen bei kanzero
genen Luftschadstoffen zu erarbeiten. Der massgebliche Wortlaut wird im Folgenden wieder

gegeben.

1. Ausgangslage, Problematik, Ziel

1.1 Ausgangslage

Das schweizerische Luftreinhalte-Recht untersoheidet zwischen ubermassigen ( schädlichen

oder lastigen) und nicht ubermassigen Immissionen’ und knupft daran auch unterschiedliche

Rechtsfolgen:
• 1st die Immission nicht ubermassig, müssen die Emissionen lediglich so weit begrenzt wer

den, als dies technisch und betrieblich moglich und (vor allem) wirtschaftlich tragbar ist

(Art. 11 Abs. 2 USG). Diese Rechtsfolge wird als vorsorgliche Emissionsbegrenzung be

zeichnet.
• Bleibt hingegen trotz der vorsorglichen Emissionsbegrenzungen eine ubermassige Immissi

on bestehen, mUssen die Emissionen laut Art. 11 Abs. 3 USG schärfer begrenzt werden
(womit namentlich das Kriterium der wirtschafflichen Tragbarkeit entfdllt). Diese Rechts
folge wird als verschärfte Emissionsbegrenzung bezeichnet.

Das Umweltschutzgesetz (USG) gibt die Kriterien fir die Unterscheidung zwischen übermässi

gen und nicht ubermassigen Immissionen in allgemeiner Form vor2 und weist den Bundesrat an,

anhand dieser Vorgaben wenn immer moglich Immissionsgrenzwerte (1GW) festzulegen, wel

che die Grenze präzis bestimmen3.

Diese Konzeption des Gesetzgebers basiert auf folgenden Annahmen:

• Es lässt sich bei alien Schadstoffen eine Belastung bestimmen, die nicht ubermassig ist (so

dass der 1GW grosser als null ist).
• Bei alien Schadstoffen kann eine ailfailige Ubermassige Immission mit verhaitnismassigen

Mittein unter der kritischen Schwelie gehalten bzw. wieder unter diese gesenkt werden4.

1Art 14 USG i.V. mit Art. 2 Abs. 5 LRV
2Art 14 USG i.V. mit Art. 13 Abs. 2 USG
~ Art. 13 Abs. 1 USG
~ Die Beurteilung der Verhaltnismassigkeit wird nicht zuletzt durch die gew~thrten Fristen beeinflusst. Die or

dentliche Sanierungsfrist betragt 5, die veriangerte 10 Jahre (Art. 10 LRV). Dazu kommen die Fristen für den
Erlass der Sanierungsverffigungen bzw. flir die Aufstellung der alifailig notigen Massnahmenplane (Art. 42).
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1.2 Problematik

Bei den ,,klassischen” Luftschadstoffen sind die in Ziff. 1.1 hiervor genannten beiden Annah

men des Gesetzgebers zutreffend. Bei den kanzerogenen Stoffen ergibt sich hingegen folgendes
Problem:

• Beurteilt man die Wirkung kanzerogener Stoffe an Hand der gesetziichen Kriterien, so hat

jede Belastung — und sei sie noch so gering — als ubermassig zu gelten. Für diese Stoffe er
gaben sich folglich 1GW mit dem Wert Null.

• Urn einen 1GW mit dem Wert Null einzuhalten, muss notwendigerweise auch die Emission
Null sein, d.h. die kanzerogenen Stoffe müssten vollstandig eliminiert werden. Es gibt je

doch kanzerogene Stoffe, für die derzeit keine Substitutionsmoglichkeit besteht oder zu

mindest absehbar ist Die Forderung nach einer ,,Null-Emission” wUrde deshalb den Ver
zicht auf den mit solchen Stoffen erzieiten volkswirtschaftlichen Nutzen bedingen. Es steht

jedoch fest, dass der Gesetzgeber auf diesen Nutzen nicht in alien Fallen volistandig ver

zichten will5.

1.3 Ziel

Die Eidgenossische Kommission fir Lufthygiene (EKL) hat eine Arbeitsgruppe beauftragt zu
prUfen, wie dieses Problem behoben werden könnte.

Die Arbeitsgruppe erkannte folgende Optionen:

• Grenzziehung auf Grund einer volkswirtschafthichen Kosten-Nutzen-Analyse
• Grenzziehung auf Grund von Werturteilen

• Grenzziehung durch Analogie ( Ubertragung bestehender Grenzziehungen in verwandten

Regeiungsgebieten auf kanzerogene Luftschadstoffe)
• Grenzziehung ,,by procedure” ( Verzicht auf die Vorgabe materieller Kriterien fir die

Grenzziehung zu Gunsten einer Regelung des Verfahrens[, nach der die] Grenze festgelegt

wird).

Urn die Option ,,Grenzziehung durch Analogie” evaluieren zu können, sind folgende Fragen zu

beantworten:
• Haben sich im ubrigen Bundesrecht ähniiche Probleme gesteilt?

• Wenn ja: - Wie wurden sie dort gelost?

- Könnten diese Losungen ,,sinngemäss” auf das Luftreinhalte-Recht Uber
tragen werden?

- Liesse sich damit das oben festgestellte Problem beheben oder minde

stens entschärfen?

~ Beispiel: Das geltende Recht (Anhang 5 Ziff. 5.1 LRV) lasst zu, dass dem Benzin maximal 5% (kanzerogenes)
Benzoi zugesetzt wer~en, urn die ,,Kiopffestigkeit” des Treibstoffen zu erhöhen. Der volkswirtschafiliche Nut-
zen einer erhohten Klopffestigkeit (weniger Motorschäden) und das Interesse an der Kompatibilitat des schwei
zerischen Rechts mit jenem der EU (Verzicht auf einen schweizerischen Alleingang bei produktebezogenen
Normen) werden hier starker gewichtet als der lufthygienische Vorteil einer vollstandigen Elimination der (kan
zerogenen) Benzol-Emissionen.
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Das Ziel des Auftrages besteht darin, diese Fragen zu beantworten.

2. Auftrag und Ergebnisse

Die Beauftragte erledigt folgende Arbeiten:

• Leitung der Arbeitsgruppe ,,Kanzerogene Luftschadstoffe” der EKL
• Vorbereitung und Durchfiihrung von Hearings mit jenen Bundesstelien, weiche auf Grund

des geltenden Bundesrechts mit ähniichen Problemen konfrontiert sind

• Berichterstattung über das Ergebnis der durchgefiihrten Hearings zu Handen des Auftragge

bers, der EKL und ihrer Arbeitsgruppe ,,Kanzerogene Luftschadstoffe”

• Ausarbeitung von Vorschlagen (Optionen) fUr die Regelung des Problems der ,,Kanzeroge

nen Luftschadstoffe” im Rahmen des geitenden USG

• Bewertung der Vor- und Nachteile dieser Optionen und Erarbeitung einer Empfehlung zu
Handen des Auftraggebers: Soil er diese Option(en) realisieren, weiter verfolgen oder ver
werfen?

3.4. Berichterstattung

Die Beauftragte Ubergibt dem Auftraggeber folgende Texte (vgl. Ziff. 2):

• Bericht über das Ergebnis der Hearings
• Bericht über die Optionen fUr eine Losung des Problems im Luftreinhalte-Recht mit Dar

• stellung ihrer Vor- und Nachteile
• Ausformulierter Vorschlag für die Realisierung der am besten bewerteten Option im Rah

men des geltenden USG

• Empfehlungen betr. die weitere Behandlung dieses Vorschlags (mit Begrundung)
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2. Vorgehen und Gliederung des Gutachtens

2.1 Einleitende Bemerkungen

Gemäss dem Aufirag des BUWAL war in einem ersten Schritt em Hearing vorzubereiten mit
Fachleuten von Bundesstellen, die aufgrund des geltenden Rechts mit ähnlichen Problemen
konfrontiert sind wie das BUWAL bei der Festlegung von Immissionsgrenzwerten fUr kamze
rogene Stoffe. Dieses an Leitfragen orientierte Hearing fand am 7./8. September 1999 staff. Es
wurde vom BUWAL protokolliert1 und in tabellarischer Form nach den behandelten Rechts
bereichen ausgewertet.2

An die Grobauswertung anschliessend wertete die Gutachterin das Hearing nach den ffir die
Rechtsfragen relevanten Ergebnissen des Hearings gegliedert aus.3 Die WUrdigung der recht
lichen Situation und Praxis von fünf Regelungsbereichen, die sich als mit den immissions
schutzrechtlichen Vorgaben des USG vergleichbar erwiesen,4 fliesst unter Ziff. 7.2 und Ziff. 8
in die Stellungnahme zu den im Gutachten zu beantwortenden Rechtsfragen em.

2.2 Formulierung der im Auftrag enthaltenen Rechtsfragen unter Berucksichtigung
der Ergebnisse des Hearings

Die im Auftrag (Punkt 1) enthaltenen Rechtsfragen wurden zum Teil durch das Hearing und
die fUr den Bericht über das Hearing notwendigen erganzenden Abklarungen beantwortet;
vgl. dazu HB. Dieses Gutachten hat zusatzlich die folgende Frage zu beantworten:

LOsst sich die Schadlichkeit oder Lastigkeit von Luftschadstoffen im Sinne von Art. 11 Abs. 3
USG durch Immissionsgrenzwerte gemass Art. 13 in Verbindung mit 14 USG auch bestim
men, wenn sich keine Wirkungsschwellen grosser Null ausmachen lassen?

Diese Frage enthält zwei Teilfragen:

1. Macht das USG die Festlegung von Immissionsgrenzwerten vom Vorhandensein von
Wirkungsschwellen grosser Null abh~ngig?

2. Wenn nein: Wie hoch über Null ist der Immissionsgrenzwert anzusetzen, wenn für be
stimmte Luftschadstoffe keine Wirkungsschwellen gegeben sind? Lassen sich Hinweise

‘Eidgenossische Kommission fir Lufthygiene/Arbeitsgruppe ,,Kanzerogene Schadstoffe”, Protokoll des Hea
rings ,,Grenzwertsetzung” vom 7./8. September 1999 in Bern, Schweiz. Nationalfonds, Wildhainweg 20, Zim
mer 55 (zitiert HP).
2 Grobauswertung des-EKL-Hearings ,,Grenzwertsetzung”, Bern, 28. Juni 2000, A. Schrade, BUWAL (zitiert

HG).
~ Ursula Brunner, Bericht zum EKL-Hearing <Grenzwertsetzung> vom 7./8. September 1999, Zurich 1. Septem

ber (zitiert HB).
4Vgl. HB 13f.
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dafur, auf weicher HOhe die Grenze zur Schädlicbkeit bzw. Lastigkeit festzulegen ist, ins
besondere aus Regelungen in verwandten Bereichen ableiten?

2.3 Ubersicht über das Gutachten

Im Folgenden werden zunächst das Immissionsschutzkonzept gemass Art. 11 USG (Ziff. 3),
die Imrnissionsgrenzwerte für Luftschadstoffe nach Art. 13 und 14 USG (Ziff. 4) sowie die
Besonderheit kanzerogener Luftschadstoffe bezuglich Wirkungsschwellen (Ziff. 5) behandelt.

Für die Auslegung der Vorschriften des USG über die Festlegung von Imrnissionsgrenzwer
ten werden zuerst verschiedene gesetzesiminanente Elernente untersucht (Ziff. 6). Urn die
Frage zu klären, ob das USG bezüglich kanzerogener Schadstoffe eine Lücke enthält, werden
entsprechend den Vorgaben der juristischen Methodenlehre anschliessend materienspezifische
Elemente, speziell aus verwandten Regelungsbereichen, herangezogen (Ziff. 7).

Aufgrund des Ergebnisses der Auslegung (Ziff. 8) lassen sich die in den Punkten 2 und 3.4
des Auftrags (vgl. Ziff. 1) verlangten Optionen bezuglich der Festlegung von Grenzwerten für
kanzerogene Luftschadstoffe (Ziff. 9) und Empfehlungen für das weitere Vorgehen (Ziff. 10)
formulieren.

3. Das Immissionsschutz-Konzept gemäss Art. 11 USG

Mit dem Erlass des USG fiihrte der Gesetzgeber 1983 den Verfassungsauftrag von 1971 aus,
Vorschriften Uber den Schutz des Menschen und seiner natürlichen Umwelt vor schädlichen
und lästigen Einwirkungen zu erlassen.5

Art. 11 USO formuliert für den Imrnissionsschutz em stringentes zweistufiges Konzept, das
sowohi emissions- wie auch immissionsseitig6 ansetzt:

1. Ausgangspunkt des Schutzes vor Einwirkungen ist gemass Art. 11 Abs. 1 USG ihre
Bekampfung an der Queue. Durch die Begrenzung der Emissionen sollen die Einwir
kungen bereits bei ihrer Entstehung erfasst werden; die moglichen Formen der Emissi
onsbegrenzung zählt Art. 12 Abs. 1 USG in Bst. a—e abschliessend auf.7 In einer ersten
Stufe erfolgt die Begrenzung der Emissionen nach Art. 11 Abs. 2 USG im Sinne des
Vorsorgeprinzips (Art. 1 Abs. 2 USG) unabhangig von der bestehenden Umweltbela

~ Der ursprungliche Art. 24~’~ Abs. 1 aBV (heute Art. 74 Abs. 1 BV) hatte diesen Auftrag mit einem zweiten

Satz illustriert, wonac.h insbesondere Luftverunreinigungen und Lärm zu bekampfen seien.
6Einwfrkungen in Form von Luftverunreinigungen, L~rm, Ersehutterungen und Strahien werden beim Austritt
aus Anlagen als Emissionen, am Ort ihres Einwirkens als Immissionen bezeichnet (Art. 7 Abs. 2 USG).
~ Seit dem 1. Juli 1997 enthält das USG zusätzlich, eingeschrankt auf elnen engen Einsatzbereich, die gesetzliche

Grundlage fir die Erhebung von Lenkungsabgaben, em mitlelbar emissionsbegrenzend wirkendes Instrument.
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stung. Soiche Massnahmen der Vorsorge mUssen technisch und betrieblich moglich so
wie wirtschaftlich tragbar sein.

In generell-abstrakter Weise wurden in den Anhangen der LRV für eine Vielzahl von Emissi
onsarten (Luftschadstoffe) und Emissionsquellen (Anlagen) Masse fUr die obligatorischen vor
sorglichen (d.h. technisch und betrieblich moglichen sowie wirtschafflich tragbaren) Emissions
begrenzungen festgelegt (vgl. Art. 3 LRV). Wo soiche Vorschriften fehien, hat die Vollzugsbe
horde im Einzelfall über die zulassigen Emissionen zu entscheiden (Art. 4 Abs. 1 LRV). Art. 4
Abs. 2 und 3 LRV definieren die technische und betriebliche Machbarkeit sowie die wirtschaft
liche Tragbarkeit.

2. Weil es mit den Emissionsbegrenzungen im Rabmen der Vorsorge nicht immer und
überall gelingt, den Verfassungsauftrag zu erfifflen, mUssen in einer zweiten Stufe die
Emissionsbegrenzungen nach Art. 11 Abs. 3 USG verscharfl werden, wenn feststeht
oder zu erwarten ist, dass die Einwirkungen unter Berucksichtigung der bestehenden
Umweltbelastung schädlich oder lastig sind oder wurden.

Die Verscharfung von Emissionsbegrenzungen fmdet in der Regel — weil meist mehrere Anla
gen zur Belastung beitragen — im Rahmen der Massnahmenplanung (Art. 44a USG) statt. Emis
sionsbegrenzungen können auch verscharfl werden, indem die vorsorglichen Emissionsbegren
zungsmassnahmen durch weitere Massnahmen aus dem Instrumentarium von Art. 12 Abs. 1
USG erganzt werden.8

Eine wichtige Konsequenz dieses Konzepts sei hier hervorgehoben: Die Umweltbelastung
muss nach dem Gesetz keineswegs zu jedem Zeitpunkt unschadlich bzw. nicht lastig sein. So
gibt es Phasen, in denen man erst auf das Ziel hinarbeitet, es aber noch nicht erreicht hat.
Dennoch bleibt das Ziel selber — eine nicht schädliche bzw. lastige Umweltbelastung und na
mentlich Luftqualitat — verbindlich.

4. Die Immissionsgrenzwerte fur Luftschadstoffe

4.1 Die Funktion der Immissionsgrenzwerte im Rahmen des USG-Immissionsschutz
konzepts

Zwischen den Emissionsbegrenzungen bei unschädlicher bzw. nicht lastiger Umweltbelastung
(1. Massnabmenstufe) und jenen bei schadlicher bzw. lastiger Belastung (2. Massnahmenstu
fe) bestehen wesentliche Unterschiede im Mass. Die nach Art. 11 Abs. 3 USG versch~irften
Emissionsbegrenzungen sind in aller Regel wirtschaftlich spurbar einschneidender als die
Massnabmen im Rabmen der Vorsorge im Sinne von Art. 11 Abs. 2 USG.

8 SchradelLoretan, N 43 zu Art. 11; zur Rolle von Massnahmen aufgrund weiterer Gesetzgebungen vgl. Loretan,

N 26 zu Art. 44a.
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So unscharf die Begriffe <<schädlich>> und <<lastig>> scm mögen, so kiar ist die vom Gesetz vor
gegebene Rechtsfolge im Falle der Uberschreitung der Grenze zur Schädlicbkeit bzw. Lastig
keit: Es sind — ungeachtet der wirtschaftlichen Tragbarkeit — verscharfte Emissionsbegren
zungen anzuordnen. Der Grenze zwischen den zwei Stufen des gesetzlichen Regelungskon
zepts kommt demnach eine ausschlaggebende Bedeutung zu. Das USG verlangt eine kiare,
scharfe Grenzziehung zwischen Unschädlichkeit bzw. Nichtlastigkeit und Schädlichkeit bzw
Lastigke it.9

Urn die unscharfen gesetzlichen Begr~ffe für den Volizug operabel zu machen, verlangt Art.
13 Abs. 1 USG, dass der Bundesrat ~für die Beurteilung der schädlichen oder lastigen Em
wirkungen>> durch Verordnung Immissionsgrenzwerte festlegt (Ziff. 4.2). Sie dienen demnach
als Vollzugshilfe,’° indem sie fur einzelne Schadstoffe die Grenze zwischen den beiden
Massnahmenstufen verbindlich bestimmen mid die primär für den Volizug zust~indigen kan
tonalen mid kommunalen Behörden von zahireichen und vor allem komplexen wissenschaftli
chen Abklarungen entlasten. Zudem gew~ihr1eisten sie eine gesamtschweizerisch einheitliche
Grenzziehung.”

4.2 Der Rechtsetzungsauftrag von Art. 13 Abs. 1 USG

4.2.1 Im Ailgemeinen

Die schon vom Verfassungsartikel verwendeten und in Art. 11 Abs. 3 USG ubemommenen
Begr~ffe ((schädlich)) und (dastig)) stellen <<Idealtypen sogenannter unbestimmter Rechtsbe
griffe>> dar.’2 Auch unter Berucksichtigung der zusätziichen gesetziichen Kriterien von Art.
13 Abs. 2 USG sowie (speziell für Luftverunreinigungen) Art. 14 USG oder (speziell fUr

Larrn) Art. 15 USG bleiben diese für den Immissionsschutz zentralen Begriffe vorerst Un
scharf.’3 Dass die relevanten Gesetzesbestimmungen ausgelegt (interpretiert) werden mUssen,
ist offensichtlich; vgi. dazu die Ausflihrungen in Ziff. 5ff.

Allerdings verpflichtet Art. 13 USG den Verordnungsgeber nicht, für sämtiiche Luftschad
stoffe Immissionsgrenzwerte zu erlassen. Anerkanntermassen soil er sich angesichts der Viel
falt von Luftschadstoffen darauf beschränken, Immissionsgrenzwerte für jene Stoffe zu erlas
sen, die em quaflflziertes Gefahrdungspotential aufweisen.’4 Urn die Anforderungen an den
Volizug nicht unnotig heraufzuschrauben ist es zweckmassig, Immissionsgrenzwerte vor al
1cm für j ene Schadstoffe zu erlassen, die <<rnoglichst gute Indikatoren für den Allgerneinzu
stand der Luft>> darsteiien.’5 Anh. 7 LRV enthält denn auch eine — vor aliem im Vergleich zu

~ Schrade/Loretan, N 1 zu Art. 13.
10 Schrade/Loretan, N 3 zu Art. 13.
hI Schrade/Loretan, N 3 zu Art. 13.
12 SchradefLoretan, N_2 zu Art. 13.
13 Dies gilt auch für den im gleichen Sinn verwendeten Begriffder <dibermassigen>> Immissionen (vgl. Art. 2

Abs. 5 LRV).
14 Bericht 1GW 10; SchradelLoretan, N 9 zu Art. 13.
‘~ Schrade/Loretan, N 15 zu Art. 14 (Kursiv im Original).
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den zahlreichen Emissionsbegrenzungen für Stoffe und Anlagen in Anh. 1 und 2 LRV — nur
kurze Liste von Immissionsgrenzwerten.

Der Verordnungsgeber wird aus versehiedenen Grunden’6 auch in Zukunft nicht jegliche Ar-
ten von Immissionen generell-abstrakt regein. Die Vollzugsbehorden sehen sich deshaib gele
gentlich — vor allem bei der Beurteilung von Geruchen — in der Lage, dass sie die Grenze zur
Schädlichkeit oder Lastigkeit im Einzelfall bestimmen müssen. Auch in diesem Fall dienen
die gesetzlichen Kriterien als verbindlicher Massstab fir die Beurteilung.17

4.2.2 Aktueller Regelungsbedarf

In der Schweiz steilt sich die Frage, ob und wie in Ergünzung der bereits in Anh. 7 LRV fest
gelegten Immissionsgrenzwerte auch em Immissionsgrenzwert für das kanzerogene Benzol
festgelegt werden sollte.’8 Ftir kanzerogene Schadstoffe kann indessen nach heutigen Kennt
nissen keine oberhalb von Null liegende Grenze zur Schädlichkeit festgelegt werden, da sich
jede — auch die noch so geringe — Belastung als krebserzeugend auswirken kann. Die Folgen
fir die Ausfuhrung des Rechtsetzungsauftrages von Art. 13 USG sind hier zu untersuchen.

4.3 Kriterien für die Festlegung von Immissionsgrenzwerten für
Luftvernnreinigungen

4.3.1 Art. 13 Abs. 2 USG

Für alle Formen von linmissionen — Luftverunreinigungen, Liirm, Erschutterungen und
Strahlën — muss mit den Immissionsgrenzwerten die Grenze zum Schädlichen bzw. Lastigen
gemass Art. 13 Abs. 2 USG so festgesetzt werden, dass sich auch die Wirkungen aufPerso
nengruppen mit erhohter Empfindlichkeit (namentlich Kinder, Kranke, Betagte und Schwan
gere) berücksichtigt finden; unzulassig ist es insbesondere, einen bestimmten Prozentsatz von
Betroffenen vom Schutz auszunehmen.’9 Diese Regelung wird mit gutem Recht als <Ergebnis
einer umweltpolitischen Sternstunde in den eidgenossischen Räten>> bezeichnet.2°

16 Vgl. SehradefLoretan, N 9 zu Art. 13.
17 Vgl. Art. 2 Abs. 5 zweiter Satz LRV, der die vier Kriterien von Art. 14 USG Ubemommen hat. Siehe auch

SchradelLoretan, N 3 zu Art. 13, N 2 zu Art. 14; ZIlch/Wolf, N 1 zu Art. 15.
18 Benzol wird inzwischen von verschiedenen ausländischen Regelungen erfasst; insbesondere hat die Kommis

sion der EU einen Vorschlag fUr eine Richtlinie Uber Grenzwerte fUr Benzol (und Kohienmonoxid) in der Luft
vorbereitet (AB1. Nr. C 53 vom 24. Februar 1999, S. 12).
‘9NIlheres bei Schrade/Loretan, N 4 und N 15ff zu Art. 13 sowie N 4 zu Art. 14.
20 Schrade/Loretan, N 24 zu Art. 13. Die bisher in Anh. 7 LRV erlassenen Immissionsgrenzwerte fUr Lufiverun

reinigungen berUcksichtigen diese gesetzliche Vorgabe grundsatzlich, wlihrend die LSV in den Anh. 2ff dem
Minderheitenschutz gemIlss Art. 13 Abs. 2 USG nicht genugend Rechnung tragt (vgl. namentlich Schrade/Lore
tan, N 24 zu Art. 13 und Ziff. 6.2.2).



12

4.3.2 Art. 14 USG

Den Rechtsetzungsauftrag von Art. 13 Abs. 1 USG konkretisiert vorerst Art. 14 USG für Im
missionen in Form von Luftverunreinigungen. Die Schädlichkeit bzw. Lastigkeit wird anhand
der Kriterien in den Bst. a—d definiert: Für die vier Kategorien von Schutzgutern werden je
weils spezifische Schutzziele formuliert. Die Immissionsgrenzwerte sind so tief festzulegen,
dass eine Belastung der Umwelt unterhaib dieser Werte <<keines der in Bst. a—d aufgefithrten
Kriterien erfIillt>>.2’ Soweit/Wo die Belastung nicht über die Irnmissionsgrenzwerte hinaus
geht, darf sie demnach beispielweise weder zu einer Gef’ährdung von Menschen, Tieren und
Pflanzen, ihren Lebensgemeinschaften und Lebensräumen (Bst. a) noch zu einer Schadigung
von Bauwerken22 flihren (Bst. c).

4.3.3 Art. 8 USG

Eine zusatzliche Anforderung an die Immissionsgrenzwerte ergibt sich aus Art. 8 USG. Da
nach dieser Bestimmung Einwirkungen sowohl einzeln wie auch gesamthaft und nach ihrem
Zusammenwirken zu beurteilen sind, müssen beim Festlegen von Immissionsgrenzwerten
auch summierte und synergistische Wirkungen berUcksichtigt werden.23

4.4 Tatsächliche Grundlagen (,,Realien”) der Grenzwertsetzung: Stand der Wissen
schaft und der Erfahrung

4.4.1 Die Rolle von Wissenschaft und Erfahrung bei der Grenzwertsetzung

Das USG verlangt in Art. 14 (gleichlautend bezuglich Lärm Art. 15), dass der Verordnungs
geber mit den Immissionsgrenzwerten die Grenze zur Schädlichkeit bzw. Lastigkeit <<nach
dem Stand der Wissenschaft oder der Erfahrung>> bestimmt. Der Entscheid uber Immissions
grenzwerte — die Auswahl der Schadstoffe ebenso wie die Bestimmung der Werte — muss
daher auf die im Zeitpunkt der Festlegung vorhandene Summe der wissenschafthichen Er
kenntnisse und — ergänzend oder altemativ — die praktisch erworbene Berufs- oder Lebenser
fabrung abgestutzt werden.24 Mit dieser Anweisung an den Bundesrat <<halt sich der Gesetz
geber zweifellos an den Verfassungsauftrag>>.25

21 Schrade/Loretan, N 10 zu Art. 14.
22 Bauwerke werden vom USG nicht urn ibrer selbst willen geschutzt, vielmehr dienen Schäden an Bauwerken

als <dndilcator daflir, dass die Belastung der Luft die Grenze zur Schgdlichkeit oder Lastigkeit erreicht oder Uber
schritten hat>> (Schrade/Loretan, N 28 zu Art. 14).
23 BB1 1979 III 749, 785. Vgl. zu den Moglichkeiten, diesen Auftrag zu erfullen, Schrade/Loretan N 14a zu Art.

13 mit Hinweisen aufBericht 1GW 8, 30 und 41.
24 Vgl. auch Schrade/Loretan, N 1 1ff zu Art. 14. Tm Zusamrnenhang mit kanzerogenen Stoffen ist der Stand der

Wissenschafl von Belang, weshaib im Folgenden der bezuglich anderer Einwirkungen wichtige Begrjffder Er
fahrung in der Regel nicht mehr erwdhnt wird. Auch Erfahrungswissen gehort irn Ubrigen zur Wissenschaft;
siehe dazu Reichert Dagmar/Fry PatriciaiHeid ClaudialSteinemann Ursina, Wissenschaft als Erfahrungswissen,
Wiesbaden 2000.
25 Fleiner, Rz. 49 zu Art. 24septes By.
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Die Erkenntnisse der Natur- und Humanwissenschaften bezuglich Schädlichkeit oder Lastig
keit von Einwirkungen sind Tatsachen.26 Urn Tatsaehenfeststellungen handelt es sich insbe
sondere bei Aussagen Uber das Schadigungs- oder GeThhrdungspotential bestimmter Stoffe,
namentlich uber die relevanten Dosis-Wirkungs-Beziehungen. In bisher vier Berichten zum
Thema Luftverschmutzung und Gesundheit27 ist im Auftrag des BUWAL der Stand der Wis
senschaft bezuglich der Wirkung von Schadstoffen auf den Menschen aufgearbeitet und a jour
gehalten worden; weitere Berichte behandein die Wirkungen von Schadstoffen hinsichtlich
anderer Schutzguter irn Sirine von Art. 14 USG.28 Diese Daten — auch wenn sie em unvoll
sUindiges, ja manchmal em nicht vollig einheitliches Bud vermittein — in seiner Beurteilung
zu berucksichtigen, ist der Bundesrat gemass Art. 14 USG verpflichtet.29

Die Beurteilung der aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse (als Tatsachen) ist eine wer
tende Tatigkeit, die von Art. 13 USG in erster Linie dern Verordnungsgeber ubertragen wurde
(subsidi~r kommt die Vollzugsbehorde zum Zug; vgl. Ziff. 4.2.1). Zur Beurteilung gehort
namentlich die Bewertung der oft heterogenen, unvolistandigen Erkenntnisse der Wissen
schaft: Aufgrund des Wissens über die physikalisch-chernischen Eigenschaften der einzelnen
Stoffe, die Emissionsrnengen und die Immissionssituation, uber die Herkunft, die Verbreitung
und das Verhalten der Schadstoffe in der Luft, aufgrund von epidemiologisehen Studien, to
xikologischen Wirkungsprofilen, experimentellen bzw. klinischen Untersuchungen und
schliesslich Risikoabschatzungen ist em wertender Entscheid zu treffen.3° Der Stand der Wis
senschaft beztiglich der Auswirkungen von Luftschadstoffen auf die Schutzziele im Sinne von
Art. 13 i.rnd 14 USG wurde für die beim Erlass der LRV 1985 festgelegten Immissionsgrenz
werte zusammenfassend dokumentiert.3’

Dass der <<Stand>> der Wissenschaft berucksichtigt werden rnuss, verpflichtet den Verord
nungsgeber irn Ubrigen, Immissionsgrenzwerte periodisch dem neuesten Wissen anzupas
sen.32 Dieser Auftrag fuhrte dazu, dass der Immissionsgrenzwert für Gesamtstaub zwölf Jahre
nach dem Erlass der LRV durch einen Wert für feindisperse, lungengangige Schwebestoffe
(PM1 0) ersetzt wurde.33

26 Vgl. dazu auch Gerber/Seiler, Verwaltungsrichter, S. 309f.
27 1988 (SRU Nr. 87), 1990 (SRU Nr. 137), 1993 (SRU Nr. 211) und 1998 (SRU Nr. 304). Eine uber das Inter

net abrufbare Dokumentation zu diesem Thema (http://www.unibas.chlispmbs/LuG/welcome.html) wird konti
nuierlich aktualisiert.
28 Vgl. etwa die folgenden Berichte: Belastungen des Gebirgswaldes. Ansätze einer Risikobeurteilung. Falistudie

im Umer Reusstal, Umwelt-Materialien Nr. 59, BUWAL 1996; Critical Loads ofNitrogen and Their Exceedan
ces, SRU Nr. 275, BUWAL 1996.
29 SchradefLoretan, N 14 zu Art. 14; Fleiner, Rz. 51 ~~ 24septles By.
~° Schrade/Loretan, N-15 zu Art. 14; Bericht 1GW 15ff.
~‘ Vgl. Bericht 1GW 27ff.
32 Schrade/Loretan, N 1 la zu Art. 14; Fleiner, Rz. 50 ~ ~ 24septles By.
~‘ Anderung von Ath. 7 LRV vom 15. Dezember 1997 (AS 1998 223), in Kraft seit 1. März 1998; vgl. zur Be

grUndung den Bericht Schwebestaub.
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4.4.2 Im Besonderen: Internationale Standards bzw. Standards anderer Lander

Zusatzlich zu den Erkenntnissen der intemationalen wissenschaftlichen Gemeinschaft spielen
auch die Standards internationaler Organisationen bzw. die Standards34 anderer Lander zur
Beurteilung der Luftqualitat eine Rolle.35 Sie spiegein wider, wie andere Instanzen die wis
senschaftlichen Erkenntnisse (und allenfalls die Erfahrungen) bezuglich Luftschadstoffen
bewerten und beurteilen.36

Vergleicht man die schweizerischen Immissionsgrenzwerte (oder als Grenzwerte vorgeschla
genen Werte) mit anderen Standards, ist Differenzierung unabdingbar. So unterscheiden sich
vielfach die gesetzlichen Grundlagen, namentlich die rechtliche Umschreibung der Schutz
ziele, aber auch andere Vorgaben. Nicht alle soichen Standards berUcksichtigen beispielswei
se die Wirkung auf empfindliche Bevolkerungsgruppen (Ziff. 4.3.1) oder Kombinationswir
kungen (Ziff. 4.3.3), andere dienen nur dem Schutz des Menschen, nicht aber auch dem
Schutz von Tieren, Pflanzen, Lebensgemeinschaften und Lebensraumen sowie der Boden
fruchtbarkeit. Sodann können unterschiedliche Kategorien (z.B. Wahi von Kurz- und Lang
zeitwerten oder Grenzwerte mit unterschiedlichen Funktionen) den direkten Vergleich ver
hindem und vorgeschriebene bzw. gewahite Beurteilungsmethoden die Grenzwertsetzung
entscheidend beeinflussen.37 Insgesamt sind indessen sorgfaltig interpretierte Vergleiche mit
anderen Standards für die BegrUndung der schweizerischen Grenzwertsetzung von grosser
Bedeutung.38

4.5 Wirkungsschwellen und die Festlegung von Immissionsgrenzwerten

4.5.1 Das Konzept der Schwellenwerte

Das Immissionsschutzkoiizept des USG verlangt auf der Immissionsseite eine Grenzziehung
zwischen Schädlichem bzw. Lastigem und Unschädlichem bzw. Nichtlastigem, da die emissi
onsseitig zu ergreifenden Massnahmen an diese Unterscheidung anknupfen (Ziff. 4.1). Die
Formulierung von Art. 14 Bst. a USG (der im Zusammenhang mit kanzerogenen Schadstoffen
primär relevant ist) nimmt auf eine kiar ziehbare Grenze Bezug: Die Immissionsgrenzwerte
sind so festzulegen, dass Immissionen unterhaib dieser Werte <<Menschen, Tiere und ... nicht
gefahrden>> (Hervorhebung durch Verfasserin). Es sollen also keinerlei Gefahrdungen toleriert
werden (vgl. Ziff. 8). Im vorliegenden Zusammenhang ist die Feststellung wesentlich, dass
hinter der Formulierung von Art. 14 Bst. a USG die Annahme steht (vgl. Ziff. 6.6.1), dass für

~ Dieser nicht-spezifische Begriff steht namentlich fir aligemeinverbindliche oder (nur) behördenverbindliche

Vorschriften sowie fir private technische Normen.
~ Bereits die Botschaft zurn Verfassungsartikel widmete den Arbeiten internationaler Organisationen einen

eigenen Abschnitt (BBI 1970 I 761, 768).
36 Vgl. BB1 1979 793 -sowie schon Bericht VE 1977 36.
~‘ Vgl. etwa die Tabelle in HP 16 bezuglich Dioxin, die zeigt, dass identische experirnentelle Daten zu höchst

unterschiedlichen (d.h. urn mehrere Potenzen voneinander abweichenden) taglichen Aufnahmewerten flihren,
wobei sogar innerhaib eines Landes Behörden unterschiedliche Werte festlegen.
38 Als Beispiel für einen soichen Vergleich siehe etwa die Zusarnrnenstellung im Anhang Bericht 1GW 60ff.
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die einzelnen Schadstoffe jeweils entsprechende Wirkungsschwellen (auch Schwellenwerte,
thresholds) festgestellt und dementsprechend auch festgelegt werden können.

Ob sich bei der Dosis-Wirkungs-Beziehung Schwellenwerte ergeben, lasst sich immer nur
bezuglich bestimmter Wirkungen eines ausgewahiten Schadstoffes feststellen. Schwellenwerte
können deshaib ifir den selben Schadstoff unterschiedlich ausfallen, wenn beispielsweise Hu
sten einerseits und Spitaltage oder gar Invalidität andererseits untersucht werden. Dosis
Wirkungs-Beziehungen können mit experirnentellen (toxikologischen) und mit epidemiologi
schen Studien untersucht werden.

Experimentelle Studien werden in Versuchsanlagen und Laboratorien durchgef(thrt und erlau
ben es, Aussagen zu den Auswirkungen eines bestimmten Schadstoffes unter genau be
stimmten Expositionsbedingungen (Konzentration des Schadstoffes; Dauer der Belastung
etc.) zu machen. In soichen Studien werden oft verschiedene Wirkungsschwellen festgestellt:

— NOEL steht fir no observed effect level; da es gemass USG urn die Grenze zum Schäd
lichen oder Lastigen geht, ist die Schwelle zwischen Wirkung und Nichtwirkung einer
Dosis nicht die massgebliche.

— NOAEL steht für no observed adverse effect level; diese Schwelle bezieht sich auf ne
gative Wirkungen und ist daher fir die Grenzziehung zum Schädlichen oder Lastigen
grundsatzlich relevant, auch wenn von der Naturwissenschaft oder Medizin festgestellte
<<nachteilige>> (<<adverse>>) Wirkungen nicht in jedem Fall auch schädliche oder lastige
Wirkungen irn Sinne des USO darstellen. Der NOAEL markiert den oberen Rand des
Bereichs, in dem (noch39) jedenfalls keine schadlichen oder lastigen Wirkungen beob
achtet worden sind. Bildet man eine soiche Dosis-Wirkungs-Beziehung ab, verläuft die
Funktion fir den entsprechenden Schadstoff nicht ab Null linear nach oben. Die Dosis
Achse zeigt vielmehr einen bestimmten Bereich mit der Wirkung Null, eine <<virtually
safe dose>>.4°

— LOAEL steht fir lowest observed adverse effect level; mit dem NOAEL vergleichbar
bezieht sich die beobachtete Beziehung auf negative Wirkungen, allerdings von der an
deren Seite her betrachtet: Er steht fir eine positive Aussage uber die niedrigsten beob
achteten nachteiligen Wirkungen (an Stelle der negativen Aussage, dass keine nachteili
gen Wirkungen beobachtet wurden NOAEL).

4.5.2 Fur die Festlegung von Immissionsgrenzwerten relevante Besonderheiten der naturwis
senschaftlich-medizinischen Schwellenwerte

Bei epidemiologischen Untersuchungen zur Luftverschmutzung ist es meistens nicht moglich,
einzelne Schadstoffe isoliert zu betrachten, und es werden oft grosse Kohorten von Personen

~ Andert sich der Stand des Wissens, muss diese Grenze gegebenenfalls verschoben werden.
~° HP 20; vgl. auch Bericht 1GW 14f.
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untersucht.41 Deshaib lassen sich auf dieser wissenschaftlichen Basis meistens keine Schwel
lenwerte bestimmen.42 Vielmehr stammen die Erkenntnisse zu den Schwellenwerten aus ex
perimentellen, namentlich toxikologischen Untersuchungen, bei denen in der Regel vom Tier
versuch und von hohen Dosen ausgegangen wird. Em bekannter Massstab ist der orale LD5O-
Wert, d.h. der Wert in mg/kg, bei dem die Hälfte der Versuchstiere stirbt, wenn der Schad
stoff aufgenomnien wird.

Für die Festlegung der Immissionsgrenzwerte gemass USG sind sowohi die Ergebnisse von
epidemiologischen wie auch toxikologischen Studien zu berUcksichtigen. Diese Werte können
indessen aus verschiedenen Gründen nicht einfach als Immissionsgrenzwerte übernommen
werden.

— Eine erste Hürde ergibt sich daraus, dass so präzis die experimentellen Ergebnisse auch
sein mögen, so wenig in den stoff- und gesundheitsbezogenen Wissenschaften em inter
nationaler Konsens daruber besteht, wie aus dem Tierexperiment die Wirkung beim
Menschen — und zwar bei viel geringerer Dosis sowie unter realen Expositionsverhalt
nissen — abzuleiten ist. Es wird deshaib auch mit verschiedenen Methoden gearbeitet.43
Bereits 1986 Melt das BUWAL fest, es sei fLir den gesamten Immissions-Wirkungsbe
reich <.~typisch, dass die Beziehungen zwischen der Immission und der Wirkung recht
unscharf sind>>.44 Den Entscheidungsprozess und den Entscheid über Immissionsgrenz
werte bestimmen verschiedenerlei Unsicherheiten45.

— Vor allem aber steht einer ungewichteten Ubemahme der aus Experimenten bekannten
Wirkungsschwellen entgegen, dass der Begriff der Schädlicbkeit bzw. Lastigkeit em
rechtlicher (und nicht em naturwissenschafthich-medizinischer) ist und zunächst ausge
legt werden muss; vgl. dazu Ziff. 5.2ff.

5. Im Speziellen Immissionsgrenzwerte für kanzerogene Stoffe

5.1. Kanzerogene Stoffe ohne Wirkungsschweflen

Nach dem aktuellen Stand der Wissenschaft ist bei kanzerogenen Stoffen keine Wirkungs
schwelle festzustellen. Es gilt heute vielmehr als erwiesen, dass schon kleinste Expositionen
schädliche Wirkungen haben kOnnen. Weder em NOAEL noch em LOAEL lässt sich be
stimmen: Die Dosis-Wirkungs-Beziehung zeigt eine beim Nullpunkt ansetzende lineare
Funktion.46

41 Schwebestaub und NO~ verhalten sich (mit unterschiedlichen Skalierungen) parallel, während dies fir Schwe

bestaub und Ozon nicht gilt.
42Hjnweis P. Straehl, BUWAL.
~ Vgl. dazu HP 15, sedann Bericht lOW 16
~‘ Bericht lOW 8.
‘~ Bericht 1GW 8.
46 Teilweise werden zusatzlich zu gewohnlichen linearen auch sub- und superlineare Berechnungsmodelle ange

wendet (HP 16, 20).
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1986 erschien em Bericht des BUWAL, der die Grundlagen der Ende 1985 in der LRV erlassenen
Immissionsgrenzwerte darlegte (Bericht 1GW). Darin wurde der Stand der Wissenschaft bezuglich
kanzerogener Schadstoffe vorsichtig so zusammengefasst, dass ~keine ,,unbedenklichen” Werte fixiert
werden können, da weder die Zusammenhange zwischen Dosis und Wirkung im Bereich kleiner und
kleinster Expositionsgrossen hinreichend geklart sind, noch genugend Messungen und Informationen
Uber Krebshaufigkeit bei bestimmten Expositionsgrossen vorliegen>>.47 Weiter hiess es, es wurden
zwar mehrheitlich lineare Dosis-Wirkungs-Beziehungen ohne Schwellenwert als charakteristisch ifir
den Prozess der Karzinogenese erachtet, doch hielten gewisse Autoren die Existenz von Schwellendo
sen als moglich.48 Angesichts der noch unklaren wissenschaftlichen Erkenntnislage wurden kanzero
gene Wirkungen von Schadstoffen zur Begrundung der Festlegung von Immissionsgrenzwerten nur
am Rand erwähnt.49 Deshaib konnte auch eine detaillierte Auseinandersetzung mit der Schwellenwert
problematik bei einzelnen Schadstoffen unterbleiben.

5.2 Konsequenzen für die Festlegung von Immissionsgrenzwerten für kanzerogene
Schadstoffe

5.2.1 Keine Wirkungsschwelle: Immissionsgrenzwert Null — null Emissionen? Auslegungsbe
darf

Wenn Stoffe eine Wirkungsschwelle bei Null haben, müsste nach dem Konzept, das für die
bisher von der LRV erfassten Leitschadstoffe angewendet wurde, der Immissionsgrenzwert
auf Null festgelegt werden.5° Als Konsequenz eines Immissionsgrenzwertes Null wären
selbstredend auch keinerlei Emissionen der entsprechenden Schadstoffe zulassig.

Oh das Gesetz tatsächlich die oben umrissene Antwort auf die Frage gibt, wie die Immissi
onsgrenzwerte festzulegen sind, wenn die Wirkungsschwelle für einen Luftschadstoff wie das
kanzerogene Benzol (Ziff. 4.2.2) nahe bei Null liegt, muss niiher untersucht werden. Die ent
sprechenden Gesetzesvorschriften sind durch Auslegung zu konkretisieren.

Die juristische Methodenlebre unterscheidet versehiedene Auslegungsmethoden und Ausle
gungskriterien.5’ Daruber, wie sie zu gruppieren, zu berticksichtigen und zueinander in em
Verhältnis zu setzen sind, herrscht kein Konsens.52 Das Bundesgericht äussert sich nur punk
tuell und in derart untersehiedlichen Konstellationen über Fragen der Auslegung, dass sich
seiner Praxis keine einfachen, klaren Anweisungen entnehmen lassen.53 Charakteristisch ist
vielmehr em Methodenpluralismus; den einzelnen Auslegungskriterien wird — entsprechend
den unterschiedlichen Konstellationen — nicht regelmassig dasselbe Gewicht zugeordnet. Im
Folgenden (Ziff. 6ff) wird deshalb dargesteilt, was die einzelnen Auslegungskriterien zur Klä

~ Bericht 1GW 14.
48 Bericht 1GW 14.
“~ Bericht 1GW 35 bezuglich Stickoxiden; 47, 48, 51 bezuglich Schwebestaub.
~° VgI. Schrade/Loretan, N 17 zu Art. 14.
51 VgI. fir die schweizerische Lehre insbesondere HöIm, Gesetzesauslegung, S. 103ff, Kramer, Methodenlehre,

S. 42ff.
~ Start vieler vgl. Höhn, Gesetzesauslegung, S. 107f; Kramer, Methodenlehre, S. 127ff
~ Dies gilt sinngemass auch für die Auslegungstatigkeit des Bundesrates bzw. der Verwaltung.
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rung der gesteliten Fragen beitragen können und wo sie denkbaren Interpretationen Grenzen
setzen. Tm Rahmen dieser Untersuchung ist es sinnvoll, die zum Verständnis der relevanten
Bestimmungen heranzuziehenden Elemente des USO einerseits (Ziff. 6) und der ubrigen
Rechtsordnung andererseits (Ziff. 7) gesondert zu behandein.

Auslegung (Interpretation) von Rechtsnormen (im Sinne generell-abstrakter Vorschrifien) ist regel
massig mit Wertungen verbunden.54 Auch bei Wertungen sind indessen rationale Kriterien anzuwen
den und vor allem auch — wie in Ziff. 6ff— transparent zu machen.

5.2.2 Standpunkt bei der Auslegung

Zur Behandlung der Fragen, die in diesem Rechtsgutachten zu beantworten sind (Punkte 1
und 2.2), wird der Standpunkt des Verordnungsgebers eingenomrnen. Gemäss dem Rechts
staatsprinzip von Art. 5 Abs. 1 BV ist alles staatliche Handeln an das Recht gebunden: Das
Recht ist zugleich Grundlage und Schranke dieses Handelns. DerBundesrat als Verordnungs
geber muss sich deshaib bei der Festlegung von Tmrnissionsgrenzwerten an die Vorgaben von
Verfassung und Gesetz halten. Er ist verpflichtet, bei der Vorbereitung seiner Vorschriften zu
uberprtifen, ob diese die Anforderungen des ubergeordneten Rechts umfassend erfullen kön
nen.55

6. Elemente aus dem USG zum Verstãndnis des Regelungskonzepts für
die Festlegung von Immissionsgrenzwerten

6.1 Sprachlich-grammatische Interpretation

Ausgangspunkt jeder Auslegung ist der Wortlaut der Norm. Der Formulierung der bier inter
essierenden Artikel 11, 13 und 14 USG lassen sich verschiedene massgebliche Hinweise ent
nebmen.

6.1.1 Immissionsgrenzwerte als Massstab zur Beurteilung von Einwirkungen

Immissionsgrenzwerte dienen als Massstab zur Beurteilung der Umweltbelastung bzw. von
<<Einwirkungen>>.56 Nach der Definition dieses Begriffs in Art. 7 Abs. 1 USG handelt es sich
dabei (unter anderem) urn Luftverunreinigungen, die <<durch den Bau und Betrieb von Anla
gen, durch den Umgang mit Stoffen, Organismen oder Abf’ällen oder ... erzeugt werden>>.

~ Höhn, Gesetzesauslegung, S. 115ff, insbesondere 120f, Kramer, Methodenlehre, S. 34f
~ Komplexer ist die Situation für das Bundesgericht. Seine Uberprufungsbefiignis ist in zweierlei Hinsicht em
geschrankt: Es kann Verordnungsvorschriften nur im Anwendungsfall vorfrageweise (akzessorisch) uberprufen,
und die Bundesgesetze sind dabei gemass Art. 191 BV verbindlich (auch wenn sie sich als nicht verfassungskon
form erweisen soilten). Speziell zur gerichtlichen Uberprufung von Grenzwerten Gerber/Seiler, Verwaltungs
richter, S. 308ff.
56 Wenn das Gesetz nicht speziell einzelne Einwirkungen regelt, verwendet es oft den Begriff der <Umweltbela
stung>> (z.B. in Art. 11 Abs. 3 USG).
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Einwirkungen gehen demzufolge auf anthropogene Einflusse zuruck. Das USG hat nicht zum
Ziel, natürlich vorkommende Schadigungspotentiale abzubauen.57

6.1.2 Die Immissionsgrenzwerte als Massstab für die Schädlichkeit oder Lastigkeit

Art. 11 Abs. 3 USG knupft verschärfte Emissionsbegrenzungen an die Voraussetzung, dass
eine Umweltbelastung, die schadlich oder lastig ist, vorhanden oder absehbar ist. Die Immis
sionsgrenzwerte sollen gemass Art. 13 Abs. 1 USG den Massstab zur Beurteilung der Urn
weitbelastung in messbaren Grössen festlegen. Dabei sind auch die Kriterien von Art. 13 Abs.
2 und Art. 14 USG bzw. Art. 8 USG zu berucksiehtigen (Ziff. 4.3).

Der Gesetzestext nimmt selber nicht aufSchwellenwerte Bezug und setzt sie vor allem auch
nicht voraus. Die Anweisung an den Verordnungsgeber besteht vielmehr darin, dass er die
Grenze bezeichne, die den Ubergang zur Schädlichkeit und Lastigkeit von Einwirkungen
markiert (Art. 13 Abs. 1 USG).

Die Art. 13 und 14 USG erwiihnen ausschliesslich gesundheitliche58 und okologische Quali
täten. Namentlich sind weder wirtschafthiche noch praktische Gesichtspunkte oder Interessen
erwähnt.59

Aus dem Wortlaut ergibt sich somit, dass für die Festlegung der Immissionsgrenzwerte die
Unterschiede bezuglich Schadlichkeit bzw. Lastigkeit bei verschiedenartigen Schadstoffen
von Belang sind.

6.1.3 Immissionsgrenzwerte als wissenschaflhichfundierte Werte

Art. 14 USG verlangt ausdrucklich, dass bei der Festlegung der Immissionsgrenzwerte auf
den Stand der Wissenschaft betreffend die Schädlichkeit oder Lastigkeit bestirnrnter Luft
schadstoffe abzustellen ist (Ziff. 4.4). Zwei Folgerungen stehen im Vordergrund: Zurn einen
lässt sich aus dieser Verpflichtung ableiten, dass der Entscheid uber Immissionsgrenzwerte
wissenschaftlich zu fundieren ist.60 Zum anderen enthält die Gesetzesbestimmung keine Hin
weise aufzusatzlich zu berucksichtigende Kriterien; bringt der Bundesrat beispielsweise Ko
sten/Nutzen- oder andere wirtschaftliche Uberlegungen ins Spiel, kann er sich dabei nicht auf
den Wortlaut des Gesetzes abstutzen.6’

~ Vgl. HB 9 (insbesondere betr. Radon und Strahlenschutzgesetz).
58 Im Slime der massgeblichen Defmition der WHO (SchradelLoretan, N 24 in Verblndung mit N 22 zu Art. 14)

erfasst Gesundheit auch das menschliche Wohibefinden.
~ Schrade/Loretan, N lOa zu Art. 13.
60 Uber die Weise, wie dies zu erfolgen hat, sagt das USG nichts aus: Die Verwaltung kann die wissenschaftli

chen Abklarungen zuhanden des Bundesrates mit entsprechend qualifiziertem Personal selber leisten; externer
Sachverstand kann faliweise beigezogen werden; eine Fachkommission kann in die wissenschaftlichen Abklä
rungen einbezogen werden; selbstverständlich sind Kombinationen dieser Vorgehensweisen moglich.
61 Folgt man dieser Rechtsauffassung, so sind die Inimissionsgrenzwerte fUr Landesflughafen, die der Bundesrat

am 12. April erlassen hat (AS 2000 1388), nicht gesetzeskonform, da die gegenuber den Vorschlagen der Eidg.
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6.1.4 Zusatzliche Hinweise aus der Dreisprachigkeit des Gesetzestextes?

Aus den Formulierung des franzOsischen und des italienischen Gesetzestextes ergeben sich
keine zusätzlichen oder abweichenden Anhaltspunkte.

6.2 Systematische und logische Elemente (innerhaib des USG)

6.2.1 Stellung der Immissionsgrenzwerte im gesetzlichen Konzept

Mit der Schadlichkeit bzw. Lastigkeit der Umweltbelastung nehmen Art. 11 Abs. 3 USO bzw.
Art. 13 und 14 USG eine Wendung auf, die bereits im Zweckartikel des Gesetzes (Art. 1 Abs.
1 USG) das Schutzziel umscbreibt. Dieses Schutzziel ergibt sich aus dem ursprtinglichen
Verfassungsartikel ~ ~4se1)ties aBV) und entspricht auch der heutigen Verfassungsbestim
mung, die im Wesentlichen die gleichen Formulierungen wie das Gesetz verwendet (Art. 74
By). Vgl. dazu Ziff. 6.5.

Sodann entspricht es dem zweistufigen Konzept des Immissionsschutzes im Sinne von Art. 11
Abs. 2 und 3 USG (Ziff. 3), dass das Schutzziel (namentlich) ohne Berucksichtigung weiterer
Kriterien zu bestimmen ist. Auf der Massnahmenseite — bezUglich der zu treffenden Emissi
onsbegrenzungen — sind indessen insbesondere wirtschaftliche Aspekte zu berucksichtigen
(Ziff. 3).

Dass das USG als Delegationsgesetz konzipiert ist, unterstreicht schliesslich die Bedeutung
von Wissenschaft und Erfahrung. Denn die Rechtsetzungskompetenz des Bundesrates ist Un
ter anderem mit dem Auftrag verbunden, das Verordnungsrecht jeweils (soweit es der Grund
satz der Rechtssicherheit zulässt) an neue Erkenntnisse und Entwicklungen anzupassen.62
Veränderte naturwissenschafflich-medizinische Grundlagen sind Anlass fir den Bundesrat,
die gesetzlichen Ziele neu zu konkretisieren, wie er es bezUglich der Staubpartikel in Anh. 7
LRV getan hat.63

6.2.2 Die Immissionsgrenzwertefur Larm (Art. 13 undArt. 15 sowie Art. 8 USG)

Die aligemeinen Vorgaben fir die Festlegung von Immissionsgrenzwerten, insbesondere Art.
13 Abs. 2 USG (Ziff. 4.3.1) und Art. 8 USG (Ziff. 4.3.3), sind auch beim Lärm massgeblich.
Larmspezifisch gibt Art. 15 USG als Massstab fir die Grenzziehung zwischen der ersten und
der zweiten Massnahmenstufe (Art. 11 Abs. 2 und 3 USG) vor, dass <<Immissionen unterhaib
[der Immissionsgrenzwerte] die Bevolkerung in ihrem Wohibefinden nicht erheblich stören>>
dtirfen. Diese Bestimmung konkretisiert — anders als Art. 14 USG — den Rechtsetzungsauftrag

Kommission fir Larnlbelastungswerte beträchtlich höher angesetzten Werte nicht mit wissenschafflichen, son
dem ausdrucklich und ausschliesslich mit wfrtschaftlichen Argumenten begrundet wurden (vgl. NZZ vom 13.
April 2000 S. 13 und NZZ vom 8. August 2000 S. 41).
62Bm~er N lOc zu Art. 39.
63 Ziff. 4.4.1 am Ende; vgl. für den Bereich Emissionsbegrenzung Schrade/Loretan, N 25 zu Art. 11.
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von Art. 13 Abs. 1 USG also nicht mit einem Bündel von Kriterien fir die Beurteilung dieser
Einwirkungen.64 Das Begriffspaar <<schädlich oder lastig>> wird im Begriff der ~erheblichen
Stoning der Bevolkerung im Wohibefinden>> zusammengefasst, der gemäss dem Verfassungs
auftrag und in Ubereinstimmung mit dem Gesundheitsbegriff der WHO sowohi die gesund
heitliche Schadigung im medizinischen Sinn als auch die Belastigung abdeckt.65 Für die hier
interessierende Rechtsfrage ist von Belang, dass der Immissionsgrenzwert nicht den Uber
gang von der NichtstOrung zur Storung anzeigt; StOrungen werden vieimehr in Kauf genom
men, sie durfen nur nicht <<erheblich>> sein. Für Larm (und Erschutterungen) markiert dem
nach die durch den Immissionsgrenzwert generell-abstrakt festzulegende Grenze keine Wir
kungsschwelle.

Das Konzept der Immissionsgrenzwerte setzt demnach nicht grundsatzlich voraus, dass die
Wissenschaft Wirkungsschwellen bezuglich Schadlichkeit/Lastigkeitfeststellen kann.

6.3 Historische Elemente

6.3.1 Hinweise aus der Geschichte der Verfassungsbestimmung

Die Botschaft und die Parlamentsdebatten zum ursprunglichen Verfassungsartikei über den
Umweltschutz66 sind in dreierlei Hinsicht aufschlussreich.

a. Die Verfassung soll den Schutz des Menschen und seiner natUrlichen Umwelt gegen
über Einwirkungen namentlich der Wirtschaft und des Verkehrs gew~ihrleisten. Dass die not
wendigen Massnabmen mit Einschrankungen und Kosten verbunden sind, wird allgemein als
selbstverständlich akzeptiert. Denn dieser Schutz wird mit dem Grundrecht der personiichen
Freiheit assoziiert.

b. Der Einwirkungsbegriff ist offen formuliert, damit auch zukunftige schädliche oder lä
stige Formen erfasst werden. Der Verfassungsartikel soil die Lücke in den Bundeszustandig
keiten grundsatzlich schliessen und nicht nur einzelne aktuelle Probleme iOsen.

c. Schädliche oder lastige Einwirkungen gehen von menschlichen Aktivitäten aus und be
eintrachtigen die physische oder psychische Gesundheit bzw. Leistungsfahigkeit oder Lebens
freude. Erfasst werden ausdrucklich auch nicht sofort, sondem erst nach langerer Dauer auf
tretende Schadigungen.

64 Dass sie ausschliessiich Menschen, nicht aber Tiere oder gar Pflanzen schUtzen (vgl.ZachlWolf, N 12 zu Art.

15), ist hier nicht von Belang.
65ZäcWWo1f N 22 zu Art. 15.
66 ~ 24septles aBV; BB1 1970 I 761ff; Amtl.BuIl. N 1970 578ff und S 1970 406ff; meist entsprechende Ausfiih

rungen an mebreren Stellen.
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6.3.2 Hinweise aus der Geschichte der gesetzlichen Bestimmungen

Aus den Materialien zu den Bestimmungen des USG uber Immissionsgrenzwerte ergeben
sich weitere Hinweise zum Verständnis ihrer Festlegung.

a. Nach dem VE 1977 solite in der Urnschreibung der Funktionen der Imrnissionsgrenz
werte die <<Unzumutbarkeit>> als Oberbegriff (oder Kurzfassung) für die Schadlichkeit und
Lastigkeit von Einwirkungen dienen. In der Vemebmiassung wurde diese Formulierung in
dessen aus zwei GrUnden kritisiert: Erstens weil sie obne Not von der Terminologie der Ver
fassung abweiche; zweitens weil sie zudern den Anschein erwecke, dass bei der Festlegung
der Immissionsgrenzwerte neben der Schädlichkeit oder Lastigkeit noch weitere Kriterien,
namentlich etwa die wirtschaftliche Zumutbarkeit, eine Rolle spielen könnten.67 Urn einer
soichen Interpretation keinen Vorschub zu leisten, entschied sich der Bundesrat im USG-E
1979 für die Terminologie des Verfassungsartikels, die im Pariament nicht mehr in Frage ge
stelit wurde.68 Insbesondere werden Immissionsgrenzwerte gernäss den Erorterungen in der
Botschaft <<unabhängig von der tecbnischen Realisierbarkeit und wirtschaftlichen Tragbarkeit
derart festgelegt, dass em ausreichender Schutz des Menschen und seiner Umwelt gewahrlei
stet ist>> (BB1 1979 793)•69 Der Bundesrat betonte unter Bezugnahme auf den Verfassungs
auftrag zudem, dass <<schädliche Einwirkungen mit alien erforderlichen Mittein zu verhin
dem>> seien (BB1 1979 775). Eine iangere Auseinandersetzung fithrten die vorberatenden
Kommissionen uber diesprachiiche Umsetzung des Begriffs der Lastigkeit in Art. 14 Bst. b
USG (<<die Bevolkerung in ibrem Wohibefinden nicht erheblich stören>>). Einerseits soilten
Bagatellemissionen (z.B. Ausfithren von Jauche, Gartengrill) ausgeschlossen, andererseits der
verfassungsrechtiiche Schutz nicht eingeschrankt werden. Sodann lehnten die Rate nach lan
gerem Ringen einen Art. 2a USG zum Verhaitnisrnassigkeitsprinzip ab, urn den verfassungs
mässigen Schutz nicht zu reiativieren;7° man woilte namentlich nicht das Konzept des zwei
stufigen Immissionsschutzes mit semen verscharften Massnahmen im Falle ubermassiger
Urnweltbelastung in Frage stellen.

b. Die Bundesversammlung verst~irkte zudem die Schutzfunktion der Immissionsgrenz
werte, indem sie den heutigen Art. 13 Abs. 2 USG (Ziff. 4.3.1) über die Berucksichtigung von
Risikogruppen schuf.7’ Mit dieser Bestimmung wird verdeutlicht, dass die Immissionsgrenz
werte auf die Schutzbedürfnisse und nicht auf wirtschaftliche Machbarkeit auszurichten sind.

c. Nahere Ausffihrungen dazu, wo die Grenze zum Schädlichen oder Lastigen anzusetzen
ist, oder zur Annahme von Wirkungsschwellen enthalten die Gesetzesmaterialien nicht. Sehr
deutlich wird indessen die Bedeutung, die der Wissenschaft und der Erfahrung zukommen. In
den Erorterungen zum ersten Vorentwurf fUr em Umweltschutzgesetz wird bereits eindruck

67Bestimmte Stellen in den Erorterungen zum Vernehmlassungsentwurf hatten auf em soiches Verstandnis ge
deutet, vgl. etwa Bericht VE 1977 7.
68 Vgl. Schrade/Loretan, N 5ff zu Art. 13, N 5 zu Art. 14.
69 Im gleichen Sinn auch Fleiner, Rz. 50 zu Art. 24~’~’ By.
~° Vgl. namentlich.Amtl.Bull. N 1983 1 160f. Verhaltnismiissigkeitsprinzip und wirtschaffliche Tragbarkeit wur

den in dieser Debatte in enge Beziehung gesetzt; zum Verhaitnis der beiden Grundsätze, vgl. Schrade/Loretan, N
35ffsowie43azuArt. 11.
~I Schrade/Loretan, N 7 zu Art. 13.
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lich dargesteilt, wie unvolistandig das Wissen urn die Einwirkungen auf die Umwelt noch ist
(Bericht VE 1973 lOf, 24f~. Dass das Wissen voranschreitet, wird sodann in der Botsehaft
hervorgehoben (BB1 1979 793) und von den Mitgiiedem der Rate in Komrnission und Plenum
imrner wieder — auch als Auftrag zur Dynamisierung des Rechts — erwähnt.

d. Tm Hinblick auf die Rolle des Gesetzgebers (und damit des Gesetzes) bei der Bestim
mung der Immissionsgrenzwerte ist der Entscheid des Parlaments von Bedeutung, die Tmmis
sionsgrenzwerte (insbesondere ilk Lärm) trotz ibrer grossen wirtschafflichen Bedeutung nicht
der parlamentarischen Genehmigung zu unterstellen.72

6.4 Teleologische (auf den Zweck ausgerichtete) Interpretation

Tnterpretiert man die Schädlichkeit oder Lastigkeit bzw. die Bestimmungen über die Immissi
onsgrenzwerte im Hinblick auf den Zweck, so ergeben sich zwei wichtige Hinweise.

6.4.1 Immissionsgrenzwerte als Langfristwerte

Aus dem Konzept des zweistufigen Imrnissionsschutzes geht hervor, dass mit den Immissi
onsgrerlzwerten neben der Gefährdung durch kurzeitige, akute Belastungen auch die Schäd
lichkeit bzw. Lastigkeit durch lang andauernde Belastungen erfasst wérden soil.73 Bei kanze
rogenen Schadstoffen müssen grundsatzlich die Auswirkungen der Belastung auf die ganze
Lebensdauer in Betracht gezogen werden.74

6.4.2 Immissionsgrenzwerte als Mindest-Qualitatsstandards

Dem Verfassungsauftrag entsprechend definieren Tmmissionsgrenzwerte ilk Luftschadstoffe
gemass dem Konzept des USG das Schutzziel in messbaren Werten. Dieses Schutzziel steilt
einen Mindest-Qualitatsstandard bezuglich der erfassten Einwirkungen dar: Sind die Immissi
onsgrenzwerte uberschritten, müssen besondere Anstrengungen unternomrnen werden, um die
ubermassige Umweltbelastung abzubauen (Anordnung verschärfter Emissionsbegrenzungen
gemäss Art. 11 Abs. 3 USG). Damit die Mindest-Qualitatsstandards fUr einzelne Schadstoffe
ihren Zweck erfifilen können, ist es nicht erforderlich, dass ilk diese Einwirkungen Wirkungs
schwellen gegeben bzw. bekannt sind.

72Vg1 dazu Schrade/Loretan, N 7 zu Art. 13.
~ Sehrade/Loretan, N 13a zu Art. 13. Tm Falle akuter Geflihrdungen kommt Art. 16 Abs. 4 USG zum Zug; der

Gesetzgeber geht davon aus, dass unmittelbar drohende Gefahrdungen nur ausnahinsweise und nur von Einwir
kungen bestimmter Anlagen ausgehen (Näheres bei Schrade, N 45ff zu Art. 16).
74Vg1. auch die Ausfuhrungen zum Grundsatz der Nachhaltigkeit, Ziff. 6.5.
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6.4.3 Zeitliche Gultigkeit der Immissionsgrenzwerte

Die Immissionsgrenzwerte sagen nichts dartiber aus, innerhaib weicher Frist sie erreicht wer
den müssen. Dass sie nicht jederzeit unterschritten sind, heisst indessen nicht, dass sie nicht
verbindlich sind.75 Bin Anspruch darauf, die Umweltbelastung bis zu den Immissionsgrenz
werten mit Bmissionen <<aufzuflullen>>, besteht im Ubrigen nicht:76 Emissionen sind vieimehr
im Sinne der Vorsorge zu begrenzen, soweit es techriisch und betrieblich moglich und wirt
schafflich tragbar ist (Art. 11 Abs. 2 USG).77

6.5 Die Verfassung als Auslegungselement

Das USG fiihrt den Verfassungsauftrag von Art. 74 Abs. 1 BV (ursprunglich Art. 24~ttes Abs.
1 aBV) aus und übernimmt die dort verwendeten Begr~ffe der Schadlichkeit und Lastigkeit
sowie der Einwirkungen. Insofern ergeben sich aus der Interpretation des Verfassungsarti
kels78 keine zusätzlichen Gesichtspunkte. Insbesondere wird die Grenze zum Schädlichen
oder Lastigen in keiner Weise von Wirkungsschwellen abhangig gemacht. Vielmehr hilt der
aligemein formulierte Verfassungsartikel die Lücken zwischen den spezielieren Zustandig
keiten des Bundes (z.B. Gewässerschutz, Naturschutz bei Bundesaufgaben); er soil nament
iich auch den Schutz vor neuen Binwirkungen und bei neuen Erkenntnissen gewahrleisten.79

Mit der Totairevision der Bundesverfassung wurde das Vorsorgeprinzip im Sinne von Art. 1
Abs. 2 USG — fir den Immissionsschutz durch Art. ii Abs. 2 USG konkretisiert — auf die
Verfassungsstufe gehoben (Art. 74 Abs. 2 By). Der Vorsorge kommt somit der gleiche Stel
lenwert zu wie dem Schutz vor schadiichen oder lastigen Einwirkungen. Der beim gleichen
Aniass neu in die Verfassung eingefiigte Grundsatz der Nachhaltigkeit (Art. 73 By)80 betont
den Auftrag, den langfristigen Schutz vor schädiichen oder lastigen Binwirkungen zu ge
wahrieisten, noch zusätzlich.8’

6.6 Ergebnis der Auslegung bezuglich Grenzwertsetzung bei fehiender Wirkungs
schwelle

6.6.1 Wurdigung der bisherigen Auslegungsergebnisse

Die einzelnen Elemente lassen sich bei der Auslegung nicht in eine bestimmte Rangordnung
setzen; sie sind vielmehr gesamthaft zu wurdigen (Ziff. 5.2.1).

~ Schrade/Loretan, N 1 Ob zu Art. 13 mit Hinweisen auf Bundesgerichtsentscheide; Ziff. 3 am Ende.
76 Sehrade/Loretan, N 19 zu Art. 11 (zur Auffihliproblematik speziell: N 7f).

77Vg1. nun auch Art. 74 Abs. 2 By; Ziff. 6.5.
78 Vgl. namentlich Fleiner, Rz. 46ff zu Art. 24~~e~ BV; Materialien wie in Anm. 66 zitiert.

79Vg1. Ziff. 6.3.1 sowie zur Verfassungsmassigkeit der Anweisung, aufgrund des Standes von Wissenschaft und
Erfahrung zu entscheiden Arim. 25.
80Vg1 zudem Art. 2, Art. 54 Abs. 1 und Art. 104 By.
81 Siehe dazu Mader Luzius, Die Umwelt in neuer Verfassung? Anmerkungen zu umweltschutzrelevanten Be

stimmungen der neuen Bundesverfassung, URP 2000 105—119, 108ff
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Aus dem bisher Erörterten geht hervor, dass das Gesetz
— eine auf wissenschafthicher Grundlage festgelegte, kiar gezogene Grenze zur Schädlich

keit oder Lastigkeit von (anthropogenen) Einwirkungen verlangt;
— ausser dem Bezug auf den massgeblichen Stand der Wissenschaft keine prazisierenden

Angaben dazu dazu enthält, aufwelcher Höhe diese Grenze festzusetzen ist;
— keine Grundlage für die Berucksichtigung ausserwissenschafthicher Kriterien (bzw. der

Erfahnmg) bei der Festlegung des Schutzniveaus enthält.

Im Besonderen setzt das Gesetz das Vorhandensein von Wirkungsschwellen für die Festle
gung von Immissionsgrenzwerten nicht voraus, auch wenn das Konzept der Schwellenwerte
die Gesetzgebungsvorarbeiten gepragt haben mag. Die gewoilte Offenheit sowohi der Verfas
sungs- wie auch der Gesetzesbestimmungen gegenuber neuen Entwicklungen spricht deutlich
daflir, class der Rechtsetzungsauftrag von Art. 13 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 14 USG auch
gilt, wenn gemass dem aktuellen Stand der wissenschaftlichen Erkenntnisse bei gewissen
Luftschadstoffen keine Wirkungsschwellen auftreten. Eine Auslegung, die an tiberholten wis
senschaftlichen Grundlagen anknupft, widerspricht der ausdrUcklichen Anweisung des Ge
setzgebers, bei der Bestimmung des Schutzniveaus auf den Stand der Wissenschaft zuruckzu
greifen.

Es lässt sich somitfesthalten, dass das USG die Festlegung von Immissionsgrenzwerten nicht
vom Vorhandensein von Wirkungsschwellen abhangig macht; entscheidend ist vielmehr der
Schutz vor Schadlichkeit bzw. Lastigkeit (vgl. 1. Teilfrage unter Z~ff 2.2).

Allerdings gibt das Gesetz auch keine Aniwort auf die Frage, wo die Grenze zwischen Schad
lichkeit und Unschadlichkeit bzw. zwischen Lastigkeit und Nichtlastigkeit zu ziehen ist, wenn
bereits geringste Belastungen mit Schadstoffen zu schadlichen Wirkungen fithren können. Es
bleibt namentlich offen, ob in einem soichen Fall der Grenzwert bei Null oder — urn wieviel?
— höher anzusetzen ist. Es stellt sich deshalb die Frage, ob das Gesetz in dieser Hinsicht eine
Lücke aufweist.

6.6.2 A uslegung und Gesetzeslucken

Die juristische Methodenlehre unterscheidet verschiedene Arten von Lücken:

— Die echte Lucke (auch <Rechtanwendungslucke>> genannt) lasst eine Rechtsfrage offen,
<‘~auf die der Rechtsanwender eine Antwort haben muss, urn das Gesetz anwenden zu
können>>.82 Soiche Lucken müssen geschlossen werden, <<weil nur dann das Gesetz an
wendbar ist oder em Rechtsstreit entschieden werden kann und eine Rechtsverweige
rung unzulassig ware>>.83 Es fehlt im Gesetz demnach eine Regel ftir eine Entscheidung,
welcher der-Richter oder Verordnungsgeber nicht ausweichen kann oder darf. Rechtli

82 Höhn, Gesetzesauslegung, S. 320 (Hervorhebung im Original).
83 Hohn, Gesetzesauslegung, S. 320.
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che Grundlage fir die Fullung dieser Luckenart ist Art. 1 ZGB, der in Abs. 2 den Rich
ter verpflichtet, in soichen Fallen ~nach Gewohnheitsrecht und, wo auch em soiches
fehit, nach der Regel [zu] entscheiden, die er als Gesetzgeber aufstellen wurde.>>

— Die unechte Lucke (auch <<rechtspolitische Lücke>> oder <ScheinlUcke>> genannt) macht
das Gesetz nicht unanwendbar und lässt namentlich auch die Losung von Streitfällen zu.
Manchrnal handelt es sich bei diesen unechten LUcken urn em so genanntes qualifizier
tes Schweigen: Der Gesetzgeber wolite bestimmte Anspruche oder Pflichten nicht an
ordnen.84 Manchmal jedoch wurde auch die Konsequenz aus einer Bestimmung fir be
stimrnte Situationen nicht bedacht, und es kann sogar angenommen werden, dass der
Gesetzgeber diese Konsequenz nicht gewolit hätte, doch liegt keine alternative Antwort
vor.85 Zur Fullung unechter, rechtspolitischer Lücken bedarf es entsprechender Recht
setzung. Der Richter und der Verordnungsgeber sind dazu nicht befugt.

6.6.3 Gesetzeslucke betreffend Grenzwertsetzung bei kanzerogenen Luftschadstoffen?

Tm Zusammenhang mit den Vorarbeiten zur Anderung des Tmmissionsgrenzwertes für
Schwebestaub stelite die EKL fest, <<dass ohne erkennbaren Schwellenwert bei den gesund
heitlichen Auswirkungen auch kein ,,sicherer” Immissionsgrenzwert festgelegt werden kann>>;
insbesondere könnten <<nach dem heutigen Stand des Wissens auch bei Einhaltung dieser
Grenzwert-Empfehlung gesundheitliche Auswirk~ingen auftreten>>.86

An diesen Befund anknupfend erörterte die zweite Auflage des Kommentars zum Umwelt
schutzgesetz das Problem der Festlegung von Tmmissionsgrenzwerten bei Schadstoffen, die
keine Wirkungsschwelle aufweisen, und kam zu folgendem Ergebnis: Weil eine <<heikle Risi
ko- und GUterabwagung> vorausgesetzt sei, für die Art. 14 USG keine genugenden materiel-
len Leitlinien enthalte, liege eine rechtspolitische Lucke vor, deren Schliessung dem Verord
nungsgeber als Rechtsanwender nicht zustehe; eine Gesetzeserganzung sei erforderlich.87

In der Tat ist der Entscheid Uber die Grenzwerthohe von grosser Tragweite (Ziff. 3). Nach
dem schweizerischen Verständnis von Demokratie sind wichtige rechtsetzende Bestimmungen
dem Gesetzgeber vorbehalten, wie es nun auch der erste Satz von Art. 164 Abs. 1 BV formu

84 Beispiele: Die Geschwister eines Erbiassers haben keinen Pflichtteilsschutz; private Kapitalgewinne sind in

der Schweiz steuerfrei. Tm Sozial(versicherungs)recht spielt die Rechtsfigur des qualifizierten Schweigens eine
besonders grosse Rolle.
85 Exemplarisch BGE 94 I 305: Nach dem Zollvertrag zwischen der Schweiz und dem Furstentum Liechtenstein

von 1923/24 haben die in Liechtenstein stationierten schweizerischen Beamten ihren ziviirechtlichen Wohnsitz
in Buchs SG. In Liechtenstein sind sie von den direkten Steuem befreit. Nach damaligem sanktgallischem Recht
war im Kanton steuerpflichtig, wer semen Wohnsitz — als ~xMitte1punkt der personlichen wirtschaftlichen Ver
haitnisse>> umschrieben — im Kanton hatte. Das Bundesgericht entschied, dass in Liechtenstein stationierte Zoll
beamte mangels Rechtsgrundlage bzw. wegen einer nicht schliessbaren rechtspolitischen Lucke nicht am fikti
yen Wohnsitz Buchs SG besteuert werden konnten. Das sanktgallische Steuergesetz musste geandert werden, urn
die in Liechtenstein stationierten schweizerischen Beamten in St.Gallen steuerrechtlich erfassen zu können.
86 Bericht Schwebestaub 75.
87 Schrade/Loretan, N 23e zu Art. 14.



27

liert.88 Der zweite Satz dieser Bestimmung z~ih1t weder in abschliessender Weise89 auf, wel
che Vorschriften der Gesetzgeber selber erlassen muss, noch umschreibt er das Kriterium der
Wichtigkeit näher.9°

Einigkeit in Rechtsprechung und Lebre herrscht immerhin daruber, dass die Beurteilung der
Wichtigkeit von Rechtsnonnen von der geregelten Materie abhangt.9’ Einigkeit herrscht dem
entsprechend auch daruber, dass die erforderliche Regeiungsdichte (Ausfiihrlicbkeit bzw.
Detaillierungsgrad der Regelung) von der zu regeinden Frage bestimmt wird.92

Bei der Auslegung der hier interessierenden Gesetzesbestimmungen sind bisher (6.1—6.5)
zwei Kriterien93 noch nicht berucksichtigt worden:
— fach- bzw. materienspezifische Gesichtspunkte;
— das ubrige rechtlich relevante Umfeld: Gesichtspunkte aus anderen Erlassen, Rechts

vergleichung, aligemeine Rechtsprinzipien.

Die Frage, ob tatsächlich eine rechtspolitische Lucke vorliegt oder nicht, soil nach der Beur
teilung cler gesetzlichen Vorgaben anhand dieser beiden Auslegungskriterien im folgenden
Abschnitt nocbmals aufgegriffen werden; vgl. dazu Ziff. 8.

7. Materienspezifische Elemente, insbesondere aus verwandten Rechtset
zungsbereichen zum Verständnis des Regelungskonzepts für die Fest
legung von Immissionsgrenzwerten

7.1 Materienspezifische Elemente

Umweltschutz gilt als ~xteclmische Materie>>. Gemeint ist damit, dass viele Entscheidungen
von besonderen, materienspezifischen — hier naturwissenschaftlichen, medizinischen oder
tecbnischen — Kenntnissen abhangen, die sich typischerweise im Laufe der Zeit (stark) an
dern.94 In solchen Regelungsbereichen muss der Gesetzgeber weniger detailiierte Vorgaben
machen als in Bereichen wie etwa dem Steuerrecht.

Das Umweitschutzgesetz ist kurz und knapp gehalten; seine Regelungsdichte ist generell
niedrig.95 Die aus rechtsstaatlichen und demokratischen Grunden problematische Offenheit
der gesetzlichen Vorgaben96 iässt sich unter anderem damit begrunden, dass wirksamer Urn-

88 Grundlegend dazu MUller, Inhalt.
89 Vgl. ~<insbesondere>~ im Einleitungsteilsatz vor der Aufzahlung; vgl. auch Muller, Formen, S. 259.
~° AusfUhrlicher und kritisch setzt sich mit dieser Bestimmung auseinander MUller, Formen, S. 260f, 265.
91 MUller, Formen, S. 261; vgl. dazu ausfUhrlicher MUller, Inhalt, insbesondere S. 146ff.
92 VgI. stall vieler Hohn, Gesetzesauslegung, S. 23ff~ Muller, Rechtsetzungslehre, S. 126ff, und Muller, Inhalt;

weitere Hinweise bei Brunner, N 8a zu Art. 39.
~ Vgl. dazu insbesondere HOhn, Gesetzesauslegung, S. 258 und ausfiihrlicher S. 223ff und 252ff.
~ In anderen Regelungsbereichen können die <technischen> Fragen beispielsweise auch finanzieller Art sein.
~ So enthalt das USG beispielsweise nur vier Artikel Uber umweltgefahrdende Stoffe, die durch weit mehr als

hundert Seiten Verordnungsrecht ausgeflihrt werden; vgl. auch Brunner, N 1 zu Art. 39.
96 Brunner, N 26 zu Art. 39.
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weltschutz darauf angewiesen ist, die Entwicklungsdynamik namentlich der Wissenschaft
angemessen einzubeziehen.97 Art. 13 und 14 USG entsprechen bezuglich der Regelungsdichte
anderen Bestimmungen dieses Gesetzes, die Schutzziele vorgeben wie namentlich Art. 15
(Lärm), Art. 26 Abs. 1 (Stoffe), Art. 29a Abs. 1 und Art. 29b Abs. 1 (Organismen). Keine
dieser Bestimmungen regelt das Problem fehiender Wirkungsschwellen näher.

7.2 Hinweise aus verwandten Regelungsbereichen

7.2.1. Regelungsdichte

Die Regelungsdichte der Art. 13 und 14 USG entspricht im Wesentlichen jener anderer rele
vanter Regelungsbereiche und erweist sich damit namentlich auch in einem weiteren Ver
gleich als materiengerecht: Das Schutzziel ist zwar ailgemein, doch mit verschiedenen Unter
kriterien und Differenzierungen umschrieben (Ziff. 4.3/HB 4.3.1 und 4.4); zudem wird der
Verordnungsgeber verpflichtet, das Schutzniveau entsprechend dem Stand der Wissenschaft
und der Erfahrung festzulegen (Ziff. 4.4IHB 4.3.2 und 4.4).

Das Problem der Wirkungsschwellen wird in keinem der behandelten vergleichbaren Rege
lungsbereiche durch das Gesetz behandelt (fIB 4.2.1 und 4.4).

7.2.2 Grundlagen zur Bestimmung des Schutzniveaus

Die näher untersuchten und mit dem Immissionsschutz vergleichbaren Regelungsbereiche
verweisen bezuglich der Festlegung des Schutzniveaus ausnahmslos, wenn auch in unter
schiedlicher Weise, auf die Wissenschaft bzw. intemationale Standards (HB 4.3.2 und 4.4).
Die Verpflichtung von Art. 14 USG, bei der Festlegung der Immissionsgrenzwerte den Stand
der Wissenschaft und der Erfabrung zu berucksichtigen, entspricht so betrachtet bewährter
Rechtsetzungspraxis.

7.2.3 HOhe des Schutzniveaus

In verwandten Regelungsbereichen hat der Verordnungsgeber das Schutzniveau auch für
Einwirkungen bestimmt, die keine Wirkungsschwellen aufweisen; fehiende Vorgaben auf
gesetzlicher Ebene (7.2.1) wurden nicht als durch den Gesetzgeber zu flulende rechtspoliti
sche Lücke behandelt.

Der Vergleich mit relevanten Regelungsbereichen zeigt bezuglich der Bestimmung des
Schutzniveaus, soWeit es nicht durch zusatzliche Kriterien relativiert wird (HB 4.2.3), eine
einheitliche Praxis: Der Schutz gilt als gewahrleistet, wenn das Risiko aufgrund anthropoge

97Zur Regelungsdichte im USG auch Brunner, N 8a zu Art. 39.
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ner Einwirkungen kaum nachweisbar ist. Em Risiko von 106 oder 1 zu einer Million ist so
klein, dass es praktisch vemachlassigt werden kann (HB 4.2.1 und 4.4).

Das Risiko ist die Wahrscheinlichkeit fir das Eintreten eines bestimmten Ereignisses (z.B. einer
Krebserkankung oder eines krebsbedingten Todesfalles) bei Vorliegen bestimmter (Expositions-) Be
dingungen. Wenn z.B. eine Million Personen während ihres Lebens em Mikrogramm eines bestimm
ten kanzerogenen Schadstoffes einatmet und es wahrscheinlich ist, dass davon eine Person an Krebs
erkranken und sterben wird, sprechen wir von einem Risiko von 1 zu einer Million.

7.3 Exkurs: Bedeutung ailgemeiner Rechtsprinzipien, insbesondere des Verhältnis
massigkeitsprinzips

7.3.1 Einleitende Bemerkung

Auslegung hat auch die allgemeinen Rechtsprinzipien wie die Grundsatze des rechtsstaatli
chen Handelns, den Grundsatz der Rechtsgleicbheit oder andere Grundrechte zu berücksiehti
gen. Weil sie im gegebenen Zusammenhang keine weiteren AufschlUsse liefern, sollen sie
hier nicht näher behandelt werden. Beztiglich des Verhaltnismassigkeitsprinzips sind indessen
klarende Ausfiihrungen angebracht.

7.3.2 Verhaltnismassigkeitsprinzip

Dass staatliches Handeln verhaltnismassig98 zu sein hat, ist em wesentlicher Grundsatz des
rechtsstaatlichen Handelns (Art. 5 Abs. 2 BV) und gilt deshalb auch für den Umweltschutz.
Für die Festlegung des Schutzniveaus durch Immissionsgrenzwerte im Sinne von Art. 13 in
Verbindung mit Art. 14 USG spielt das Verhaltnismassigkeitsprinzip indessen keine Rolle. Es
kommt vielmehr lediglich auf der Emissionsseite bei der Anordnung der konkreten Mass
nahmen zum Zuge (Ziff. 3 und 6.2.1).

Den Standpunkt, dass das Schutzniveau nicht durch Uberlegungen der Verhaltnismassigkeit
zu relativieren ist, unterstutzt neben dem gesetzessystematischen Argument (Ziff. 6.2.1) auch
die Entstehungsgeschichte des Gesetzes: Em zunachst eingeschobener Artikel zur Verhält
nismassigkeit wurde mit ausdrUcklichem Hinweis auf das Schutzziel der Verfassung schliess
lich verworfen (Ziff. 6.3.2.a).

98 Verhaltnismassiges Handein setzt voraus, dass es erstens geeignet ist, den angestrebten Zweck zu erreichen;

dass es zweitens notwendig ist und keine weniger einschneidende Massnahme ausreicht; dass es schliesslich
drittens em vemunftiges KostenlNutzen-Verhältnis aufweist.



30

8. Ergebnis der Auslegung insgesamt

Die Antwort auf die erste Teilfrage (Ziff. 2.2) — dass das USG die Festlegung von Immissi
onsgreiizwerten nicht vom Vorhandensein von Wirkungsschwellen fir die einzelnen Luft
schadstoffe abhitngig macht (Ziff. 6.6) — lässt sich mit Hilfe der zusätzlichen Auslegungskrite
nell (Ziff. 7) durch die Antwort auf die .zweite Teilfrage ergiinzen. Insbesondere kann die un
ter Ziff. 6.6.3 gestelite Frage, ob das Gesetz eine Lucke enthalte, weil es keine näheren An
leitungen dazu erteilt, wo der Immissionsgrenzwert bei nieht vorhandener Wirkungsschwelle
anzusetzen ist, durch den Ruckgriff auf zwei Feststellungen bezuglich vergleichbarer Rege
lungsbereiche verneint werden:

— In den behandelten relevanten Bereichen enthält das Gesetz jeweils ebenfalls keine Re
gelung der Schwellenwertproblematik.

— Der (nicht durch zusätzliche Kriterien relativierte) Schutzanspruch gegenuber anthropo
genen Einwirkungen gilt in diesen Bereichen bei einem Risiko von 106 oder 1
1 ‘000~000 als erftillt, well dieses kaum nachweisbar und insofern praktisch zu vernach
lassigen ist.

Dem USG lassen sich keine Anhaltspunkte entnehmen (Ziff. 6), die einer Interpretation in
diesem Sinne entgegenstehen würden.

Zusammenfassend ergibt die Auslegung der gesetzlichen Grundlagen fir die Festlegung von
Immissionsgrenzwerten von Luftschadstoffen:

Immissionsgrenzwerte für kanzerogene Luflschadstoffe (die keine Wirkungsschwelle aufivei
sen) lassen sich aufdie Art. 13 und 14 USG abstutzen, sofern sie — wie in anderen Regelungs
bereichen — mit einem Risiko von lediglich j~6 verbunden sind. Em so kleines Risiko, auf
grund der Lufibelastung an Krebs zu erkranken, 1st einer Nicht-Gefahrdung gleich zu setzen.

Der Vergleich mit anderen Regelungsbereichen99 hat sodann gezeigt, dass das — ebenfalls ohne spezi
fische gesetzliche Vorgaben — akzeptierte Risiko bezuglich weniger gefahrlicher Wirkungen (z.B.
Husten) sowie bezUglich natürlich vorkommender Schadstoffe (z.B. Radon) urn em bis zwei Potenzen
niedriger liegt.

~ Vgl. dazu HB, passim.
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9. Optionen bezüglich der Festlegung von Grenzwerten für kanzerogene
Luftschadstoffe

9.1 Aufgrund der bestehenden gesetzlichen Grundlage

Gemäss dern oben begrUndeten Auslegungsergebnis sind die gesetzlichen Grundlagen von
Art. 13 in Verbindung mit Art. 14 USG ausreichend, urn durch Verordnung auch bezilglich
kanzerogener Luftschadstoffe, die keine Wirkungsschwellen grosser Null aufweisen, Immis
sionsgrenzwerte festzulegen. Das verfassungsrnassige Schutzziel ist fUr anthropogene Einwir
kungen insbesondere bei einem Schutzniveau von 1 06 gewabrleistet.

9.2 Bei AnderungLErganzung der gesetzlichen Grundlage

Zwar iässt sich die nurnmerische Festlegung des Schutzniveaus auf em Risiko von 106 spezi
eli fUr kanzerogene Luftschadstoffe grundsatzlich im Gesetz verankern. Doch sprechen meh
rere gewichtige Grunde gegen em soiches Vorgehen: Erstens ware eine so starke Detaillie
rung dem Charakter des nicht sehr dicht geregelten, ais Delegationsgesetz konzipierten USG
fremd. Zweitens müssten konsequenterweise auch später neu auftretende Sonderfälle speziell
geregeit werden. Drittens ware die spezielle Regelung irn Bereich Luftreinhaltung wohi bald
auch Anlass für grossere Detaillierungen in anderen Bereichen des USG, was öfter zu nicht
materiengerechten Losungen fuhren dt~rfte. Viertens könnten schiiesslich auch die Vorgaben
anderer vergleichbarer Regelungsbereiche unter einen unerwUnschteii Detaillierungsdruck
fallen.

10. Empfehlungen

1. Das USG soil bezugiich Irnmissionsgrenzwerten für Luftschadstoffe, die — wie kanze
rogene Stoffe — keine Wirkungsschwelle aufweisen, weder geandert noch erganzt wer
den.

2. Falls durch Verordnung Immissionsgrenzwerte thr kamzerogene Luftschadstoffe, fest
gelegt werden sollen, ist ihr Wert so anzusetzen, dass nach dem aktuellen Stand der
Wissenschaft mit einem Risiko von insgesamt höchstens 1W6 zu rechnen ist.

Zurich, den 1. September 2000 c~-~J~ ~~

Ursula Brunner
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Verwendete Abkürzungen (Erlasse, Behörden etc.)10°

Abs. Absatz
aBV Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 29. Mai

1874 (aufgehoben auf den 1.1.2000)
ADI Acceptable Daily Intake
Amtl.Bull. N/S Amtliches (Stenographisches) Bulletin der Bundesversammlung National

ratJSt~nderat
Anm. Anmerkung
Art. Artikel
BB1 Bundesblatt
BGE Entscheidungen des Schweizerischen Bundesgerichts, Amtliche Sammiung
Bst. Buchstabe
BUWAL Bundesamt fir Umwelt, Wald und Landschaft
BV Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April

1999 (SR 101)
DGV Dienst fir Gesamtverkehrsfragen im UVEK
EKL Eidgenossische Kommission fir Lufthygiene
EU Europaische Union
EVED Eidgenossisches Verkehrs- und Energiedepartement, heute UVEK
HB Bericht zurn EKL-Hearing <Grenzwertsetzung>> vom 7.18. September 1999,

Ursula Brunner, Zurich, 1. September 2000
HG Grobauswertung des EKL-Hearings ,,Grenzwertsetzung”, Bern, 28. Juni

2000, A. Schrade, BUWAL
HP Eidgenossische Kommission fir Lufthygiene/Arbeitsgruppe ,,Kanzerogene

Schadstoffe”, Protokoll des Hearings ,,Grenzwertsetzung” vom 7./.8. Sep
tember 1999 in Bern, Schweiz. Nationalfonds, Wildhainweg 20, Zimmer 55

Hrsg. Herausgeber
1GW Imrnissionsgrenzwert(e)
LOAEL Lowest observed adverse effect level
LRV Luftreinhalwngs-Verordnung vom 16. Dezember 1985 (SR 814.318.142.1)
N Note
NOAEL No observed adverse effect level
NOEL No observerd effect level
Rz. Randziffer
SRU Schriftenreihe Umwelt, herausgegebenen vom BUWAL
USG Bundesgesetz uber den Umweltschutz (Umweltschutzgesetz) vom 7. Okto

ber 1983 (SR 814.01)
URP Umweltrecht in der Praxis, herausgegeben von der Vereinigung fir Um

weltrecht
UVEK Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation
VE 1973 Vorentwurfvom 18. Dezember 1973 zu einem Bundesgesetz über den Urn

weltschutz
VE 1977 Vorentwurf vom 23. Dezember 1977 zu einem Bundesgesetz Uber den Urn

weltschutz
WHO World Health Organisation
ZB1 Zentralblatt fir Staats- und Verwaltungsrecht, Zurich
ZGB Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907 (SR 210)

100 Für Stoffe werden die Ublichen chemischen Formein verwendet.
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